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Antrag der Kommission für Planung und Bau* vom 17. März 2015 

5059a. Planungs- und Baugesetz (PBG), Änderung vom . . .; Harmonisierung der Baubegriffe 

Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

Planungs- und Baugesetz 
(vom 7. September 1975) 

Planungs- und Baugesetz 
(Änderung vom . . . ; Harmonisierung 
der Baubegriffe) 

  

 Der Kantonsrat, 
nach Einsichtnahme in den Antrag des 
Regierungsrates vom 29. Januar 2014, 
beschliesst: 

 
                …in die Anträge des Regierungs-
rates vom 29. Januar 2014 und der Kom-
mission für Planung und Bau vom 17. März 
2015, 
… 

 

 I. Das Planungs- und Baugesetz vom 7. 
September 1975 wird wie folgt geändert: 

  

II. Zulässige Bauvorschriften 
1. Allgemeines 

II. Zulässige Bauvorschriften 
1. Allgemeines 

  

§ 49.  1 Die Bau- und Zonenordnung kann 
die zulässige bauliche Grundstücknutzung 
durch Bestimmungen über die Ausnützung, 
die Bauweise und die Nutzweise näher 
ordnen. 

§ 49.  Abs. 1 unverändert.   

2 Soweit für die einzelnen Zonenarten 
nichts Abweichendes bestimmt ist, sind 
Regelungen gestattet über:  

2 Soweit für die einzelnen Zonenarten 
nichts Abweichendes bestimmt ist, sind 
Regelungen gestattet über: 

  

a.  Ausnützungs-, Baumassen-, Überbau-
ungs- und Freiflächenziffern sowie Be-
stimmungen über eine Mindestausnüt-
zung, 

a.  Ausnützungs-, Baumassen-, Überbau-
ungs- und Grünflächenziffern sowie Be-
stimmungen über eine Mindestausnüt-
zung, 

  

b.  Abstände, Gebäudelänge, Gebäude-
breite, Gebäudehöhe und Firsthöhe, 

b.  Abstände, Gebäudelänge, Gebäude-
breite, Gesamthöhe und Fassadenhö-
he, 

  

c.  die Geschosszahl, lit. c–f unverändert.   
d.  die Dachgestaltung,    
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

e.  Anordnungen zur Erleichterung der 
Nutzung von Sonnenenergie, 

   

f.  die offene und die geschlossene Bau-
weise mit der Gesamtlänge und der zu-
stimmungsfreien Bautiefe beim Grenz-
bau. 

   

3 Für Gebäude oder Gebäudeteile, die nicht 
für den dauernden Aufenthalt von Men-
schen bestimmt sind und deren grösste 
Höhe 4 m, bei Schrägdächern 5 m, nicht 
übersteigt, kann von den kantonalen Min-
destabständen abgewichen und der 
Grenzbau erleichtert werden.  

3 Für Kleinbauten oder Anbauten kann von 
den kantonalen Mindestabständen abgewi-
chen und der Grenzbau erleichtert werden. 

  

2. Besonderes 2. Besonderes   
§ 49 a.  1 Soweit der kantonale oder regio-
nale Siedlungsplan keine Festlegungen 
bezüglich der baulichen Dichte enthält, sind 
in der Regel folgende minimale Ausnüt-
zungsziffern oder entsprechende andere 
Ausnützungsbestimmungen vorzusehen: 
bei eingeschossigen Zonen 20% 
bei zweigeschossigen Zonen 30% 
bei dreigeschossigen Zonen 50% 
bei viergeschossigen Zonen 65% 
bei mehr als viergeschossigen Zonen 90% 

§ 49 a.  Abs. 1 unverändert.   

2 Je nach den örtlichen Verhältnissen und 
den Vorgaben der Richtplanung können 
zonenweise oder für Teilbereiche von Zo-
nen bis zu sieben Vollgeschosse, zwei 
Dachgeschosse unter Schrägdächern oder 
ein Dachgeschoss über Flachdächern 
sowie ein anrechenbares Untergeschoss 
zugelassen werden. 

2 Je nach den örtlichen Verhältnissen und 
den Vorgaben der Richtplanung können 
zonenweise oder für Teilbereiche von Zo-
nen bis zu sieben Vollgeschosse, zwei 
anrechenbare Dachgeschosse unter 
Schrägdächern, ein anrechenbares  Dach-
geschoss unter Tonnendächern oder ein 
Attikageschoss sowie ein anrechenbares 
Untergeschoss zugelassen werden. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Ferner kann für ganze Zonen, gebietswei-
se oder für einzelne Geschosse die Nut-
zung zu Wohnzwecken oder gewerblichen 
Zwecken zugelassen, vorgeschrieben oder 
beschränkt werden und für gewerbliche 
Nutzungen sowie Familienwohnungen mit 
vier und mehr Zimmern eine erhöhte Nut-
zungsziffer festgesetzt werden. In Kern-, 
Quartiererhaltungs- und Zentrumszonen 
kann für geeignete Lagen überdies be-
stimmt werden, dass im Erdgeschoss nur 
Läden und Gaststätten zulässig sind. 

Abs. 3 unverändert.   

III. Kernzonen III. Kernzonen   
§ 50.  1 Kernzonen umfassen schutzwürdi-
ge Ortsbilder, wie Stadt- und Dorfkerne 
oder einzelne Gebäudegruppen, die in ihrer 
Eigenart erhalten oder erweitert werden 
sollen. 

§ 50 Abs. 1 und 2 unverändert.   

2 Die Bau- und Zonenordnung kann das 
Bauen auf die Strassengrenze, die Ver-
kehrsbaulinie oder bestehende Baufluchten 
und, unter Wahrung schutzwürdiger nach-
barlicher Interessen, an die Grundstück-
grenze vorschreiben, das Bauen bis auf die 
Strassengrenze gestatten sowie die Stel-
lung und die Höhenlage der Bauten sonst 
näher ordnen. Nutzungsziffern sind nur 
zulässig, soweit sie dem Zonenzweck nicht 
zuwiderlaufen. 

   

3 Die Bau- und Zonenordnung kann beson-
dere Vorschriften über die Masse und die 
Erscheinung der Bauten enthalten; dabei 
sind, soweit und sofern die Eigenart der 
bestehenden Überbauung es rechtfertigt 
und die Verhältnisse es gestatten, unter 

3 Die Bau- und Zonenordnung kann beson-
dere Vorschriften über die Masse und die 
Erscheinung der Bauten enthalten; dabei 
sind, soweit und sofern die Eigenart der 
bestehenden Überbauung es rechtfertigt 
und die Verhältnisse es gestatten, unter 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

Vorbehalt der Bestimmung über die 
höchstzulässige Gebäudehöhe Abwei-
chungen von den kantonalrechtlichen Vor-
schriften über die Grenz- und Gebäude-
abstände sowie über die Gebäudehöhe 
erlaubt. 

Vorbehalt der Bestimmung über die 
höchstzulässige Fassadenhöhe Abwei-
chungen von den kantonalrechtlichen Vor-
schriften über die Grenz- und Gebäude-
abstände sowie über die Fassadenhöhe 
erlaubt. 

3. Gebäudehöhe    
§ 58.  1 . . . § 58 wird aufgehoben. 

 
  

2 Die Bau- und Zonenordnung kann die 
Gebäudehöhe oder die Gesamthöhe ohne 
Festlegung einer Geschosszahl bestim-
men. 

   

Marginalie zu § 59: 
4. Grenzbau 

Marginalie zu § 59: 
3. Grenzbau 

  

II. Anforderungen II. Anforderungen   
§ 71.  1 Die Bauten und Anlagen sowie 
deren Umschwung müssen besonders gut 
gestaltet sowie zweckmässig ausgestattet 
und ausgerüstet sein. 

§ 71.  Abs. 1 unverändert.   

2 Bei der Beurteilung sind insbesondere 
folgende Merkmale zu beachten: Bezie-
hung zum Ortsbild sowie zur baulichen und 
landschaftlichen Umgebung; kubische 
Gliederung und architektonischer Ausdruck 
der Gebäude; Lage, Zweckbestimmung, 
Umfang und Gestaltung der Freiflächen; 
Wohnlichkeit und Wohnhygiene; Versor-
gungs- und Entsorgungslösung; Art und 
Grad der Ausrüstung. 

2 Bei der Beurteilung sind insbesondere 
folgende Merkmale zu beachten: 
a. Beziehung zum Ortsbild sowie zur bau-

lichen und landschaftlichen Umgebung, 
b. kubische Gliederung und architektoni-

scher Ausdruck der Gebäude, 
c. Lage, Zweckbestimmung, Umfang und 

Gestaltung der Umgebungsanlagen, 
d. Wohnlichkeit und Wohnhygiene, 
e. Versorgungs- und Entsorgungslösung, 
f. Art und Grad der Ausrüstung. 

  

3 Arealüberbauungen können auch bereits 
überbaute Grundstücke umfassen, wenn 

Abs. 3 unverändert.   
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

die Überbauung als ganzes den Anforde-
rungen genügt. 
IV. Sicherungen IV. Sicherungen   
§ 73.  1 Die baurechtliche Bewilligung setzt 
eine vollständige Baueingabe voraus. 

§ 73.  Abs. 1 unverändert.   

2 Mit der baurechtlichen Bewilligung sind 
Nebenbestimmungen zu verbinden, die 
sichern, dass während des Bestands der 
bewilligten Überbauung 

2 Mit der baurechtlichen Bewilligung sind 
Nebenbestimmungen zu verbinden, die 
sichern, dass während des Bestands der 
bewilligten Überbauung 

  

a.  das Areal weder stärker ausgenützt 
noch wesentlich anders als nach den 
bewilligten Plänen überbaut wird, 

lit. a unverändert.   

b.  die Freiflächen und sonstigen Umge-
bungsanlagen sowie die Ausstattungen 
und Ausrüstungen dem plangemässen 
Zweck erhalten bleiben. 

b.  die Grünflächen und sonstigen Umge-
bungsanlagen sowie die Ausstattungen 
und Ausrüstungen dem plangemässen 
Zweck erhalten bleiben. 

  

F. Baumschutz und Begrünung F. Baumschutz   
§ 76.  Die Bau- und Zonenordnung kann 
die Erhaltung von näher bezeichneten 
Baumbeständen und deren Ersatz sowie 
zonen- oder gebietsweise angemessene 
Neupflanzungen und die Begrünung geeig-
neter Teile des Gebäudeumschwungs und 
von Flachdächern vorschreiben; diese 
dürfen jedoch die ordentliche Grundstück-
nutzung nicht übermässig erschweren. 

§ 76.  Die Bau- und Zonenordnung kann 
die Erhaltung von näher bezeichneten 
Baumbeständen und deren Ersatz sowie 
zonen- oder gebietsweise angemessene 
Neupflanzungen und die Begrünung von 
Flachdächern vorschreiben; diese dürfen 
jedoch die ordentliche Grundstücknutzung 
nicht übermässig erschweren. 

  

A. Zweck und Arten 
I. Allgemein 

A. Zweck und Arten 
I. Allgemein 

  

§ 96.  1 Baulinien dienen, wo das Gesetz 
nicht etwas Besonderes vorsieht, der Si-
cherung bestehender und geplanter Anla-
gen und Flächen. 

§ 96.  1 Baulinien begrenzen die Bebauung 
und dienen insbesondere der Sicherung 
bestehender und geplanter Anlagen und 
Flächen sowie der baulichen Gestaltung. 

  

2 Es sind folgende Baulinien zu unterschei-
den und im Baulinienplan unter Angabe 

Abs. 2 unverändert.   
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

ihres Zwecks verschieden darzustellen: 
a. Verkehrsbaulinien für Strassen, Wege, 

Plätze und Eisenbahnen, gegebenen-
falls samt begleitenden Vorgärten, 
Lärmschutzanlagen, Grünzügen und 
Fahrzeugabstellplätzen; 

   

b. Baulinien für Betriebsanlagen zu Ver-
kehrsbauten, wie Parkhäuser, Gross-
parkierungsanlagen, Unterhalts-, Über-
wachungs- und Versorgungsdienste, 
sowie für Fluss- und Bachkorrektionen; 

   

c. Baulinien für Versorgungsleitungen und 
für Anschlussgleise. 

   

II. Besondere Zwecke bei Verkehrsbau-
linien 

II. Besondere Zwecke bei Verkehrsbau-
linien 

  

§ 97.  1 Verkehrsbaulinien können Festle-
gungen über die Pflicht zur geschlossenen 
Bauweise enthalten. 

§ 97.  Abs. 1 unverändert.   

2 Verkehrsbaulinien dürfen ferner ein öffent-
liches Interesse an der bestimmten Gestal-
tung von Verkehrsräumen und Plätzen 
wahrnehmen und näher umschreiben, 
insbesondere das Bauen auf die Baulinie 
vorschreiben oder die Gebäudehöhe näher 
ordnen. 

2 Verkehrsbaulinien dürfen ferner ein öffent-
liches Interesse an der bestimmten Gestal-
tung von Verkehrsräumen und Plätzen 
wahrnehmen und näher umschreiben, 
insbesondere das Bauen auf die Baulinie 
vorschreiben oder die Fassadenhöhe näher 
ordnen. 

  

2. Ausnahmen 2. Ausnahmen   
§ 100.  1 Einzelne oberirdische Gebäude-
vorsprünge dürfen bis zu 1,5 m über Ver-
kehrsbaulinien und Baulinien für Versor-
gungsleitungen und Industriegeleise hin-
ausragen, müssen jedoch entschädigungs-
los beseitigt werden, sobald die Ausführung 
des Werks oder der Anlage, wofür die Bau-
linie festgesetzt worden ist, dies erfordert. 

§ 100.  1 Verkehrsbaulinien und Baulinien 
für Versorgungsleitungen und Industriege-
leise beziehen sich auf die projizierte Fas-
sadenlinie. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Fallen Baulinie und Grenze des für die 
Anlage benötigten Raumes zusammen, 
haben derartige Vorsprünge einen dem 
Charakter der betreffenden Anlage ent-
sprechenden Vertikalabstand, in der Regel 
wenigstens 3 m, einzuhalten. 

2 Vorspringende Gebäudeteile müssen 
entschädigungslos beseitigt werden, sobald 
die Ausführung des Werks oder der Anla-
ge, wofür die Baulinie festgesetzt worden 
ist, dies erfordert. 

  

3 Weiter gehende und andersartige Bean-
spruchungen des Baulinienbereichs kön-
nen mit der baurechtlichen Bewilligung, 
nötigenfalls unter sichernden Nebenbe-
stimmungen, gestattet werden. 

Abs. 2 und 3 werden zu Abs. 3 und 4.   

Ausnützung Ausnützung   
§ 251.  Die zulässige Ausnützung wird 
festgelegt: 

§ 251.  Die zulässige Ausnützung wird 
festgelegt: 

  

a. durch Ausnützungs-, Überbauungs-, 
Freiflächen- und Baumassenziffern, 

a. durch Ausnützungs-, Überbauungs-, 
Grünflächen- und Baumassenziffern, 

  

b. durch die Bestimmungen über die Ab-
stände, über die Geschosszahl sowie 
über den Grenzbau, das Zusammen-
bauen, die Gebäudelänge und die Ge-
bäudebreite. 

lit. b unverändert.   

Aussenwärmedämmung Aussenwärmedämmung   
§ 253 a.  1 An bestehenden Gebäuden 
dürfen Aussenwärmedämmungen bis zu 35 
cm Dicke unbesehen rechtlicher Abstands-
vorschriften, Längenmasse und Höhen-
masse angebracht werden. Entgegenste-
hende überwiegende öffentliche Interessen 
bleiben vorbehalten. 

§ 253 a. Abs. 1 unverändert.   

2 Bei der Berechnung der Baumassen-, 
Überbauungs- und Freiflächenziffer ist eine 
nachträglich angebrachte Aussenwärme-
dämmung unbeachtlich. 

2 Bei der Berechnung der Baumassen-, 
Überbauungs- und Grünflächenziffer ist 
eine nachträglich angebrachte Aussen-
wärmedämmung unbeachtlich. 

  

3 Soweit mit einer nachträglich angebrach- Abs. 3 unverändert.   
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

ten Aussenwärmedämmung die Abstands-
vorschriften unterschritten worden sind, 
wird dies bei der rechtlichen Beurteilung 
einer Baute oder Anlage auf dem Nachbar-
grundstück nicht berücksichtigt. 
A. Grundordnung    
§ 254.  1 Ausnützungsziffer, Überbauungs-
ziffer und Freiflächenziffer geben das Ver-
hältnis der anrechenbaren Fläche zur 
massgeblichen Grundfläche wieder. 

§ 254 wird aufgehoben.   

2 Die Baumassenziffer bestimmt, wie viele 
Kubikmeter anrechenbaren Raums auf den 
Quadratmeter Grundfläche entfallen dürfen. 

   

B. Anrechenbare Flächen und anre-
chenbarer Raum 
I. Ausnützungsziffer 

A. Ausnützungsziffer   

§ 255.  1 Für die Ausnützungsziffer anre-
chenbar sind alle dem Wohnen, Arbeiten 
oder sonst dem dauernden Aufenthalt die-
nenden oder hiefür verwendbaren Räume 
in Vollgeschossen unter Einschluss der 
dazugehörigen Erschliessungsflächen und 
Sanitärräume samt inneren Trennwänden. 

§ 255.  1 Die Ausnützungsziffer ist das 
Verhältnis der anrechenbaren Geschoss-
fläche zur anrechenbaren Grundstücksflä-
che. 

  

2 Entsprechende Flächen in Dach- und 
Untergeschossen sind anrechenbar, soweit 
sie je Geschoss die Fläche überschreiten, 
die sich bei gleichmässiger Aufteilung der 
gesamten zulässigen Ausnützung auf die 
zulässige Vollgeschosszahl ergäbe. 

Abs. 1 wird zu Abs. 2.   

3 Durch Verordnung können der Wohnlich-
keit oder der Arbeitsplatzgestaltung die-
nende Nebenräume als nicht anrechenbar 
erklärt werden. 

3 Entsprechende Flächen in Dach-, Attika- 
und Untergeschossen sind anrechenbar, 
soweit sie je Geschoss die Fläche über-
schreiten, die sich bei gleichmässiger Auf-
teilung der gesamten zulässigen Ausnüt-
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

zung auf die zulässige Vollgeschosszahl 
ergäbe. 

 Abs. 3 wird zu Abs. 4.   
II. Überbauungsziffer B. Überbauungsziffer   
§ 256.  1 Die für die Überbauungsziffer 
anrechenbare Fläche ergibt sich aus der 
senkrechten Projektion der grössten ober-
irdischen Gebäudeumfassung auf den 
Erdboden. 

§ 256.  1 Die Überbauungsziffer ist das 
Verhältnis der anrechenbaren Gebäudeflä-
che zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 
Als anrechenbare Gebäudefläche gilt die 
Fläche innerhalb der projizierten Fassaden-
linie. 

  

2 Ausser Ansatz fallen dabei oberirdische 
geschlossene Vorsprünge bis zu einer 
Tiefe von 1,5 m, oberirdische Vorsprünge 
wie Balkone bis zu einer Tiefe von 2 m, 
Erker und Laubengänge jedoch nur, soweit 
sie nicht mehr als ein Drittel der betreffen-
den Fassade messen. 

Abs. 2 wird aufgehoben.   

3 Wird die Konstruktionsstärke der Fassade 
aufgrund der Wärmedämmung grösser als 
35 cm, ist sie nur bis zu diesem Mass zu 
berücksichtigen. 

Abs. 3 wird zu Abs. 2.   

III. Freiflächenziffer C. Grünflächenziffer   
§ 257.  1 Bei der Freiflächenziffer sind offe-
ne Flächen für dauernde Spiel- und Ruhe-
plätze sowie Gärten anrechenbar. 

§ 257.  1 Die Grünflächenziffer ist das Ver-
hältnis der anrechenbaren Grünfläche zur 
anrechenbaren Grundstücksfläche. 

  

2 Ausser Ansatz fallen Flächen von Gebäu-
den, Wäldern und Gewässern. 

2 Als anrechenbare Grünfläche gelten na-
türliche und bepflanzte Bodenflächen eines 
Grundstücks, die nicht versiegelt sind und 
die nicht als Abstellflächen dienen. 

  

3 Durch Verordnung können sonst nicht 
anrechenbare Flächen, die dem Zweck der 
Freiflächenziffer entsprechen, als anre-
chenbar erklärt werden. 

Abs. 3 wird aufgehoben.   
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

4 Wird die Konstruktionsstärke der Fassade 
aufgrund der Wärmedämmung grösser als 
35 cm, ist sie nur bis zu diesem Mass zu 
berücksichtigen. 

Abs. 4 wird zu Abs. 3.   

   Minderheit Martin Neukom, Theres Agosti, 
Esther Guyer in Vertretung von Edith Häus-
ler, Andrew Katumba, Barbara Schaffner, 
Thomas Wirth 

IV. Baumassenziffer D. Baumassenziffer   
§ 258.  1 Bei der Baumassenziffer gilt der 
oberirdische umbaute Raum mit seinen 
Aussenmassen als anrechenbar. 

§ 258.  1 Die Baumassenziffer ist das Ver-
hältnis des Bauvolumens über dem mass-
gebenden Terrain zur anrechenbaren 
Grundstücksfläche. 

 § 258. (gemäss Antrag des Regierungsra-
tes) 

2 Ausser Ansatz fallen Räume, die als öf-
fentliche Verkehrsflächen benützt werden 
oder sich innerhalb des Witterungsbereichs 
unter vorspringenden freitragenden Bautei-
len befinden. 

2 Als Bauvolumen über dem massgeben-
den Terrain gilt das Volumen des Baukör-
pers in seinen Aussenmassen. 

  

 3 Die Volumen offener Gebäudeteile, die 
weniger als zur Hälfte durch Abschlüsse 
umgrenzt sind, werden zu einem Drittel 
angerechnet. 

3 … 
 
                             ..., werden nicht ange-
rechnet. 

  

 4 Wird die Konstruktionsstärke der Fassade 
und des Dachs aufgrund der Wärmedäm-
mung grösser als 35 cm, ist sie nur bis zu 
diesem Mass zu berücksichtigen. 

  

C. Massgebliche Grundfläche E. Anrechenbare Grundstücksfläche   
§ 259.  1 Massgebliche Grundfläche ist die 
von der Baueingabe erfasste Fläche der 
baulich noch nicht ausgenützten Grundstü-
cke oder Grundstückteile der Bauzone. 

§ 259.  1 Zur anrechenbaren Grundstücks-
fläche gehören die in der entsprechenden 
Bauzone liegenden Grundstücksflächen 
bzw. Grundstücksteile. 

  

2 Ausser Ansatz fallen Waldabstandsflä-
chen, soweit sie mehr als 15 m hinter der 
Waldabstandslinie liegen, Wald und offene 

2 Die Flächen der Hauszufahrten werden 
angerechnet. Nicht angerechnet werden 
die Flächen der Grund-, Grob- und Feiner-
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

Gewässer. schliessung. 
3 Bei Ausdolungen von Gewässern erfährt 
die massgebliche Grundstückfläche keine 
Änderung. 

Abs. 3 wird aufgehoben.   

Grenz- und Gebäudeabstand Grenz- und Gebäudeabstand   
§ 260.  1 Der Grenzabstand bestimmt die 
nötige Entfernung zwischen Fassade und 
massgebender Grenzlinie, der Gebäude-
abstand diejenige zwischen zwei Gebäu-
den. 

§ 260.  1 Der Grenzabstand ist die Entfer-
nung zwischen der projizierten Fassadenli-
nie und der Grundstücksgrenze. 

  

2 Die Abstände der Bau- und Zonenord-
nung sind bei seitlich gegliederten Gebäu-
den für jeden Teil getrennt zu messen. Für 
Gebäudeteile, welche die für die Regel-
überbauung zulässige Gebäudehöhe über-
schreiten, sind sie um das Mass der Mehr-
höhe zu vergrössern. 

2 Der Gebäudeabstand ist die Entfernung 
zwischen den projizierten Fassadenlinien 
zweier Gebäude. 

  

3 Einzelne Vorsprünge dürfen höchstens 2 
m in den Abstandsbereich hineinragen, 
Erker, Balkone und dergleichen jedoch 
höchstens auf einem Drittel der betreffen-
den Fassadenlänge. 

3 Die Grenz- und Gebäudeabstände sind 
bei seitlich gegliederten Gebäuden für 
jeden Teil getrennt zu messen. Für Gebäu-
deteile, welche die für die Regelüberbau-
ung zulässige Fassadenhöhe überschrei-
ten, sind sie um das Mass der Mehrhöhe 
zu vergrössern. 

  

 4 Gebäude, deren Gesamthöhe nicht mehr 
als 1,5 m beträgt und die eine Bodenfläche 
von höchstens 2 m2 überlagern,  müssen 
keine Grenz- und Gebäudeabstände ein-
halten. 

  

B. Waldabstand B. Waldabstand   
§ 262.  1 Oberirdische Gebäude dürfen die 
im Zonenplan festgelegte Waldabstandsli-
nie nicht überschreiten; ausserhalb des 
Bauzonengebiets beträgt der Abstand von 

§ 262.  1 Gebäude dürfen die im Zonenplan 
festgelegte Waldabstandslinie nicht über-
schreiten; ausserhalb des Bau-
zonengebiets beträgt der Abstand von der 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

der forstrechtlichen Waldgrenze 30 m. forstrechtlichen Waldgrenze 30 m. 
2 Offene nicht abgestützte Balkone dürfen 
ohne Rücksicht auf ihre Länge 2 m tief in 
den Abstandsbereich hineinragen. 

2 Ausgenommen sind unterirdische Bauten 
und Gebäudeteile sowie Anlagen. 

  

3 Für unterirdische Bauten und Anlagen im 
Abstandsbereich gilt das Forstpolizeirecht. 

Abs. 2 wird zu Abs. 3.   

 4 Im Übrigen gelten für Bauten und Anlagen 
im Abstandsbereich die Vorschriften des 
Forstpolizeirechts. 

  

Abstandsfreie Gebäude Abstandsfreie Gebäude   
§ 269.  Wo die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, unterliegen unter-
irdische Gebäude und Gebäudeteile sowie 
oberirdische, die den gewachsenen Boden 
um nicht mehr als einen halben Meter über-
ragen und die keine Öffnungen gegen 
Nachbargrundstücke aufweisen, keinen 
Abstandsvorschriften. 

§ 269.  Wo die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, unterliegen unter-
irdische Bauten sowie Unterniveaubauten, 
die keine Öffnungen gegen Nachbar-
grundstücke aufweisen, keinen Abstands-
vorschriften. 

  

Andere Gebäude Andere Gebäude   
§ 270.  1 Alle andern Gebäude dürfen, 
sofern nicht der Grenzbau vorgeschrieben 
oder erlaubt ist, die im Abstand von 3,5 m 
parallel zur Grenze verlaufende Linie nicht 
überschreiten. 

§ 270.  Abs. 1 unverändert.   

2 Der Abstand von 3,5 m gilt ohne Rück-
sicht auf Lage und Tiefe der beteiligten 
Grundstücke seitlich innerhalb von 20 m ab 
der Verkehrsbaulinie oder der sie erset-
zenden Baubegrenzungslinie; ab 12 m über 
dem gewachsenen Boden vergrössert er 
sich weiter hinten und rückwärtig um das 
Mass der Mehrhöhe, unter Vorbehalt der 
Bestimmungen für Hochhäuser, jedoch 
höchstens auf 16,5 m. 

2 Der Abstand von 3,5 m gilt ohne Rück-
sicht auf Lage und Tiefe der beteiligten 
Grundstücke seitlich innerhalb von 20 m ab 
der Verkehrsbaulinie oder der sie erset-
zenden Baubegrenzungslinie; ab 12 m über 
dem massgebenden Terrain vergrössert er 
sich weiter hinten und rückwärtig um das 
Mass der Mehrhöhe, unter Vorbehalt der 
Bestimmungen für Hochhäuser, jedoch 
höchstens auf 16,5 m. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

3 Durch nachbarliche Vereinbarung kann 
unter Vorbehalt einwandfreier wohnhygie-
nischer und feuerpolizeilicher Verhältnisse 
ein Näherbaurecht begründet werden. 

Abs. 3 unverändert.   

C. Erleichterungen 
I. Besondere Gebäude 

C. Erleichterungen 
I. Kleinbauten und Anbauten 

  

§ 273.  Wo die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, dürfen Gebäude, 
die nicht für den dauernden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt sind und deren gröss-
te Höhe 4 m, bei Schrägdächern 5 m, nicht 
übersteigt, in einem Abstand von 3,5 m von 
andern Gebäuden errichtet werden. 

§ 273.  Wo die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, dürfen Kleinbau-
ten und Anbauten in einem Abstand von 
3,5 m von andern Gebäuden errichtet wer-
den. 

  

IV. Geschosse, Gebäude- und Firsthö-
hen 
1. Geschosse 

IV. Geschosse, Kniestockhöhe, Fassa-
denhöhe und Gesamthöhe 
1. Geschosse und Kniestockhöhe 

  

   Minderheit Martin Neukom, Theres Agosti, 
Esther Guyer in Vertretung von Edith Häus-
ler, Andrew Katumba, Barbara Schaffner, 
Thomas Wirth 

Begriffe Begriffe   
§ 275. 1 Vollgeschosse sind horizontale 
Gebäudeabschnitte, die über dem gewach-
senen Boden und unter der Schnittlinie 
zwischen Fassade und Dachfläche liegen. 

§ 275. 1 Vollgeschosse sind alle Geschosse 
von Gebäuden ausser Unter-, Dach- und 
Attikageschosse. Bei zusammengebauten 
Gebäuden und bei Gebäuden, die in der 
Höhe oder in der Situation gestaffelt sind, 
wird die Vollgeschosszahl für jeden Ge-
bäudeteil bzw. für jedes Gebäude separat 
ermittelt. 

§ 275. … § 275. (gemäss Antrag des Regierungsra-
tes) 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

2 Dachgeschosse sind horizontale Gebäu-
deabschnitte, die über der Schnittlinie zwi-
schen Fassade und Dachfläche liegen. 
Gebäudeabschnitte mit einer Kniestockhö-
he von höchstens 0,9 m, gemessen 0,4 m 
hinter der Fassade, gelten als Dachge-
schosse. Bei vor dem 1. Juli 1978 bewillig-
ten Gebäuden darf die bestehende Knie-
stockhöhe bis 1,3 m betragen. 

2 Dachgeschosse sind Geschosse mit einer 
Kniestockhöhe von höchstens 1,1 m. Bei 
vor dem 1. Juli 1978 bewilligten Gebäuden 
darf die bestehende Kniestockhöhe bis 1,5 
m betragen. 

2 …                                                   … 
Kniestockhöhe bis 1,5 m. (Rest streichen) 

 

3 Untergeschosse sind horizontale Gebäu-
deabschnitte, die ganz oder teilweise in 
den gewachsenen Boden hineinragen. 

3 Untergeschosse sind Geschosse, bei 
denen die Oberkante des fertigen Bodens 
des darüber liegenden Geschosses, ge-
messen in der Fassadenflucht, im Mittel 
höchstens um 1,5 m über die Fassadenlinie 
hinausragt, an keiner Stelle aber mehr als 3 
m. 

3 … 
 
 
                                                        … 
höchstens um 2,5 m über ... 

 

 4 Attikageschosse sind auf Flachdächern 
aufgesetzte, zusätzliche Geschosse. Das 
Attikageschoss muss bei den fiktiven 
Traufseiten gegenüber dem darunter lie-
genden Geschoss um das Mass seiner 
Höhe zurückversetzt sein. 

4 … 
 
 
 
                       … um das halbe Mass seiner 
Höhe… 

 

 5 Die Kniestockhöhe ist der Höhenunter-
schied zwischen der Oberkante des Dach-
geschossbodens im Rohbau und der 
Schnittlinie der Fassadenflucht mit der 
Oberkante der Dachkonstruktion. 

  

Anrechenbarkeit Anrechenbarkeit   
§ 276. 1 Als Geschosse zählen Vollge-
schosse, Dach- und Untergeschosse mit 
Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräumen sowie 
andere Untergeschosse, die mehrheitlich 
über dem gewachsenen Boden liegen. 

§ 276. 1 Als Geschosse zählen Voll-, 
Dach-, Attika- und Untergeschosse mit 
Wohn-, Schlaf- oder Arbeitsräumen. 

  

2 In allen Bauzonen können Vollgeschosse 2 In allen Bauzonen können Vollgeschosse   
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

durch Dach- oder Untergeschosse ersetzt 
werden; zusammengerechnet dürfen sie 
jedoch die erlaubte Zahl der Vollgeschosse 
nicht überschreiten. 

durch Dach-, Attika- oder Untergeschosse 
ersetzt werden; zusammengerechnet dür-
fen sie jedoch die erlaubte Zahl der Vollge-
schosse nicht überschreiten. 

   Minderheit Martin Neukom, Theres Agosti, 
Esther Guyer in Vertretung von Edith Häus-
ler, Andrew Katumba, Barbara Schaffner, 
Thomas Wirth 

2. Gebäude- und Firsthöhen 2. Fassadenhöhe   
A. Gebäudehöhe 
I. Mass 

A. Begriff und Messweise   

§ 278.  1 Die zulässige Gebäudehöhe wird 
durch die erlaubte Vollgeschosszahl und, 
sofern die Bau- und Zonenordnung es nicht 
ausschliesst, durch die Verkehrsbaulinien 
bestimmt; entscheidend ist das geringere 
Mass. 

§ 278.  1 Die Fassadenhöhe ist der grösste 
Höhenunterschied zwischen der Schnittlinie 
der Fassadenflucht mit der Oberkante der 
Dachkonstruktion und der dazugehörigen 
Fassadenlinie. 

§ 278. … § 278. (gemäss Antrag des Regierungsra-
tes) 

2 Die Gebäudehöhe aufgrund der Baulinien 
gilt bis auf eine Tiefe von 15 m. 

2 Bei Flachdachbauten wird die Fassaden-
höhe bis zur Oberkante der Brüstung bzw. 
des Geländers gemessen, es sei denn, die 
Brüstung oder das Geländer ist um mindes-
tens 2 m gegenüber der Fassadenflucht 
zurückversetzt. 

2 … 
 

 

                                                                 … um mindes-
tens 1 m … 

 

3 Die höchstzulässige Gebäudehöhe be-
trägt unter Vorbehalt der Bestimmungen 
über die Hochhäuser 25 m. 

Abs. 3 wird aufgehoben.   

II. Berechnung B. Mass und Berechnung 
I. Grundsatz 

  

§ 279.  1 Wo die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, ist für die Gebäu-
dehöhe aufgrund der erlaubten Vollge-
schosszahl mit einer Bruttogeschosshöhe 
von 3,3 m, in Zentrums- und Industriezonen 
von 4 m, und zusätzlich mit 1,5 m für die 

§ 279.  1 Die höchstzulässige Fassadenhö-
he beträgt unter Vorbehalt der Bestimmun-
gen über die Hochhäuser 25 m. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

Erhebung des Erdgeschosses zu rechnen. 
2 Die Gebäudehöhe aufgrund der Ver-
kehrsbaulinien ergibt sich aus deren um 
einen Neuntel vergrösserten Abstand; sie 
kann um das Mass einer allfälligen Gebäu-
derückversetzung erhöht werden. 

2 Im Übrigen bestimmen die Gemeinden die 
zulässige Fassadenhöhe. Sie können vor-
sehen, dass die zulässige Fassadenhöhe 
auch durch Verkehrsbaulinien bestimmt 
wird. Entscheidend ist das geringere Mass. 

  

3 Im Bereich unterschiedlicher Baulinienab-
stände ist bis auf eine Tiefe von 15 m der 
grössere Abstand massgebend. 

Abs. 3 wird aufgehoben.   

III. Messweise II. Abweichungen   
§ 280.  1 Die zulässige Gebäudehöhe wird 
von der jeweiligen Schnittlinie zwischen 
Fassade und Dachfläche auf den darunter-
liegenden gewachsenen Boden gemessen; 
durch einzelne, bis 1,5 m tiefe Rücksprün-
ge bewirkte Mehrhöhen werden nicht be-
achtet. 

§ 280.  1 Giebelseitig erhöht sich das zuläs-
sige Mass um die sich aus der Dachnei-
gung von 45° ergebende Höhe, höchstens 
aber, sofern die Bau- und Zonenordnung 
nichts anderes bestimmt, um 7 m. 

  

2 Wenn Baulinien die Gebäudehöhe beein-
flussen, wird diese auf die Niveaulinien 
gemessen. 

2 Bei Attikageschossen erhöht sich die 
Fassadenhöhe auf den fassadenbündigen 
Seiten um 3,3 m, sofern die Bau- und Zo-
nenordnung nichts anderes bestimmt. 

  

3 Wird die Konstruktionsstärke der Wärme-
dämmung grösser als 20 cm, so darf die 
zulässige Gebäudehöhe im entsprechen-
den Umfang, jedoch höchstens um 25 cm, 
überschritten werden. 

3 Die Fassadenhöhe aufgrund der Ver-
kehrsbaulinien ergibt sich aus deren um 
einen Neuntel vergrösserten Abstand und 
kann um das Mass einer allfälligen Gebäu-
derückversetzung erhöht werden. Sie gilt 
bis auf eine Tiefe von 15 m. Im Bereich 
unterschiedlicher Baulinienabstände ist bis 
auf eine Tiefe von 15 m der grössere Ab-
stand massgebend. 

  

 4 Wird die Konstruktionsstärke der Wärme-
dämmung grösser als 20 cm, so darf die 
zulässige Fassadenhöhe im entsprechen-
den Umfang, jedoch höchstens um 25 cm, 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

überschritten werden. 
 Titel vor § 281: 

3. Gesamthöhe 
  

B. Firsthöhe Begriff   
§ 281.  1 Der First eines Schrägdaches 
muss innerhalb von Ebenen liegen, die 

§ 281.  Die Gesamthöhe ist der grösste 
Höhenunterschied zwischen dem höchsten 
Punkt der Dachkonstruktion und den lot-
recht darunter liegenden Punkten auf dem 
massgebenden Terrain. 

  

a. unter 45° an die Schnittlinie zwischen 
der Dachfläche und der zugehörigen 
Fassade angelegt werden, 

   

b. höchstens aber bis zu einer oberen 
Ebene ansteigen, die unter Vorbehalt 
abweichender Regelungen in der Bau- 
und Zonenordnung in 7 m Höhe parallel 
zur Verbindung zwischen den massgeb-
lichen Schnittlinien verläuft. 

   

2 Ist eine Dachneigung steiler als 45°, ist 
die Gebäudehöhe auf die Ebene zu proji-
zieren, die das Dach unter 45° berührt. 

Abs. 2 und 3 werden aufgehoben.   

3 Wird die Konstruktionsstärke der Wärme-
dämmung grösser als 20 cm, so darf die 
zulässige Firsthöhe im entsprechenden 
Umfang, jedoch höchstens um 25 cm, 
überschritten werden. 

   

3. Hochhäuser 4. Hochhäuser   
Begriff und Zulässigkeit Begriff und Zulässigkeit   
§ 282.  Hochhäuser sind Gebäude mit einer 
Höhe von mehr als 25 m. Sie sind nur ges-
tattet, wo die Bau- und Zonenordnung sie 
zulässt. 

§ 282.  Hochhäuser sind Gebäude mit einer 
Fassadenhöhe von mehr als 25 m. Sie sind 
nur gestattet, wo die Bau- und Zonenord-
nung sie zulässt. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

   Minderheit Martin Neukom, Theres Agosti, 
Esther Guyer in Vertretung von Edith Häus-
ler, Andrew Katumba, Barbara Schaffner, 
Thomas Wirth 

Dachaufbauten Dachaufbauten   
§ 292.  Wo nichts anderes bestimmt ist, 
dürfen Dachaufbauten, ausgenommen 
Kamine, Anlagen zur Nutzung von Son-
nenenergie und kleinere technisch bedingte 
Aufbauten, insgesamt nicht breiter als ein 
Drittel der betreffenden Fassadenlänge 
sein, sofern sie 

§ 292.  Wo kein geringeres oder grösseres 
Mass bestimmt ist, dürfen Dachaufbauten, 
ausgenommen Kamine, Anlagen zur Nut-
zung von Sonnenenergie und kleinere 
technisch bedingte Aufbauten, insgesamt 
nicht breiter als ein Drittel der betreffenden 
Fassadenlänge sein, sofern sie 

§ 292. … 
  
 
 
 
                       … als die Hälfte der … 

(gemäss Antrag des Regierungsrates) 

a.  bei Schrägdächern über die tatsächli-
che Dachebene hinausragen; 

lit. a unverändert.   

b.  bei Flachdächern die für ein entspre-
chendes Schrägdach zulässigen Ebe-
nen durchstossen. 

b.  bei Flachdächern das vorgeschriebene 
Mass der Rückversetzungen unter-
schreiten. 

  

Raumhöhe Lichte Höhe   
§ 304. 1 Die lichte Mindesthöhe von 
Räumen, ausser solchen in Einfamilien-
häusern und bei vergleichbaren Woh-
nungsarten, beträgt 2,4 m; in Kernzonen 
genügen 2,3 m. 

§ 304. 1 Die lichte Höhe ist der Höhenun-
terschied zwischen der Oberkante des 
fertigen Bodens und der Unterkante der 
fertigen Decke bzw. Balkenlage, wenn die 
Nutzbarkeit eines Geschosses durch die 
Balkenlage bestimmt wird. 

  

2 Dieses Mass darf durch kleinere tech-
nisch bedingte Bauteile unterschritten wer-
den. 

2 Die lichte Höhe von Räumen beträgt 
mindestens 2,4 m; in Kernzonen gilt eine 
lichte Höhe von mindestens 2,3 m. 

  

3 In Dachräumen muss die Mindesthöhe 
wenigstens über der halben Bodenfläche 
vorhanden sein. 

3 In Dachräumen muss die lichte Höhe 
gemäss Abs. 2 wenigstens über der halben 
Bodenfläche vorhanden sein. 
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Geltendes Recht Antrag des Regierungsrates 
vom 29. Januar 2014 

Antrag der Kommission für  
Planung und Bau 
vom 17. März 2015 
Zustimmung zum Antrag des Regierungs-
rates, sofern nichts anderes vermerkt. 

Minderheiten  
Zustimmung zum Antrag der Mehrheit, 
sofern nichts anderes vermerkt. 

 Übergangsbestimmungen zur Änderung 
vom … 

  

 1 Die Gemeinden passen ihre Bau- und 
Zonenordnungen bis spätestens acht Jahre 
ab Inkrafttreten dieses Gesetzes an die 
Änderung vom … an.  

  

 2 Bis zur Anpassung der Bau- und Zonen-
ordnung bleiben die folgenden Bestimmun-
gen in der vor Inkrafttreten der Änderung 
vom … gültigen Fassung anwendbar: §§ 
49, 49 a, 50, 58, 71, 73, 76, 96, 97, 100, 
251, 253 a, 254, 255, 256, 257, 258, 259, 
260, 262, 269, 270, 273, 275, 276, 278, 
279, 280, 281, 282, 292, 304. 

  

 3 Nach bisherigem Recht erlassene Son-
derbauvorschriften und Gestaltungspläne 
bleiben gültig. Sie müssen nicht angepasst 
werden. 

  

 II. Diese Gesetzesänderung untersteht dem 
fakultativen Referendum. 

  

 
 
* Die Kommission für Planung und Bau besteht aus folgenden Mitgliedern: Pierre Dalcher, Schlieren (Präsident); Theres Agosti Monn, Turbenthal; Erich Bollinger, Rafz; Astrid Gut, Wallisellen; Edith Häusler-
Michel, Kilchberg; Hans-Heinrich Heusser, Seegräben; Andrew Katumba, Zürich; Martin Neukom, Winterthur; Roland Scheck, Zürich; Barbara Schaffner, Otelfingen; Werner Scherrer, Bülach; Jakob Schnee-
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